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Mit der Wahl von Senatorin Kamala Harris, die sich als Generalstaatsanwältin Kaliforniens gerne als
Top Cop des Staates bezeichnete, hat Joe Biden den letzten Nagel in den Sarg der kurzen
„sozialistischen“ Rebellion von Bernie Sanders, Alexandria Ocasio Cortez (AOC) und ihren
AnhängerInnen geschlagen.

Der virtuelle demokratische Nationalkonvent wurde mit RednerInnen eröffnet, zu denen der
ehemalige republikanische Gouverneur von Ohio, John Kasich, die ehemalige Präsidentin und
Vorstandsvorsitzende von Hewlett Packard, Meg Whitman, und … Bernie Sanders gehörten.
Sanders‘ Rede unterstützte Biden vorbehaltlos, in der er sogar behauptete, dessen Widerstand
gegen Medicare for All (Gesundheitsversorgung für Alle) sei eine bloß taktische
Meinungsverschiedenheit über „den besten Weg zu einer universellen Versorgung“. So viel zur
politischen „Revolution“, die er bei seinen zwei Kandidaturen für die Nominierung der
DemokratInnen versprach. AktivistInnen „unserer Revolution“, so wird gemeldet, seien vom Konvent
angewidert gewesen. Nun, sie mögen es sein, aber sie haben nur sich selbst die Schuld zu geben.
Um noch mehr Schaden zuzufügen, wurde AOC im weiteren Verlauf der Tagesordnung nur ein 60
Sekunden langer Videoplatz zur Verfügung gestellt. Das ist das unrühmliche Ende der Kampagne
der selbsternannten „demokratischen SozialistInnen“ innerhalb der zweiten kapitalistischen Partei
Amerikas, die Partei nach links zu drängen.

Die Wahl von Harris betonte, dass das, was im Gange war, eine Rückkehr zur alten Agenda des
Washingtoner Konsenses war – dessen Ergebnisse die Grundlage für den Aufstieg von Donald
Trumps Form des Rechtspopulismus überhaupt erst bildeten. Er ermöglichte es ihm, die
Globalisierung und den Arbeitsplatzverlust von US-ArbeiterInnen nach China oder Mexiko
demagogisch anzugreifen. Biden hat deutlich gemacht, dass er Trumps Anti-China-Politik
weiterführen, wenn nicht gar verschärfen wird.

Harris, die durchaus aufgefordert werden könnte, in die Fußstapfen des 77-jährigen Biden zu treten,
bevor seine erste Amtszeit vorbei ist, würde im Grunde dieselbe neoliberale Pro-Wall-Street-Politik
verfolgen, die wir unter Reagan, den Bushes und dann auch unter den Demokraten Clinton und
Obama gesehen haben. Es handelte sich um vierzig Jahre der „Sozialisierung“ der Kosten der
Wirtschaftskrisen bei gleichzeitiger „Privatisierung“ der Profite. Durch die Schließung und
Auslagerung von Industrien sind die Reichen unverschämt reicher geworden, während der Rest von
uns um die Reste kämpft, die von ihren vor Überladung ächzenden Tischen fallen. Trumps vulgäre
Zurschaustellung ist nur eine Enthüllung dessen, was der Großteil der milliardenschweren
herrschenden Klasse umsichtiger tut. Die Harris-Auswahl zeigt, dass sich daran nichts ändern wird.

Kamala Harris – Identität, Optik und Politik

Harris wurde 1964 als älteste Tochter von MigrantInnen geboren, wenn auch kaum typischer Art.
Ihr Vater war ein jamaikanischer Wirtschaftsprofessor an der Universität von Kalifornien in
Berkeley, und ihre Mutter war eine Wissenschaftlerin und Forscherin aus Indien. Die demokratische
Führung wählte sie, weil sie mehrere der Identitäts-„Kästchen“ positiv ausfüllt, die diese benutzt,
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um ihre Wahlgrundlagen unter den rassistisch Unterdrückten zu sichern und zu zeigen, wie
fortschrittlich die DemokratInnen sind. Sie ist eine Frau und hat eine Person of Colour.

Mit Blick auf ihre lange politische Karriere stellten viele in der Schwarzen Community zurecht in
Frage, ob dies sie qualifiziert, sie zu vertreten. Als Kind im Schulsystem der 1960er/70er Jahre, am
Ende der demütigen Jim-Crow-Jahre, ist es gewiss, dass sie aufgrund ihrer Hautfarbe diskriminiert
wurde. Es sei jedoch darauf hingewiesen, dass sie in Kalifornien und nicht im Süden oder in
nördlichen Stadtghettos aufgewachsen ist. Während sie aufwuchs, verbrachte sie Zeit in Jamaika mit
ihrer Familie väterlicherseits und in Indien mit ihrer mütterlichen Seite. Als Kind lebte sie auch eine
Zeitlang in Toronto, Kanada. Sie ist also weit gereist und in der multi-kulturellen Mittelschicht
integriert.

Das Vertrauen der Demokratischen Partei auf „Identität“ als Strategie zum Stimmenfang ist immer
ein heikler Tanz, bei dem versucht wird, zumindest verbal auf die Bedürfnisse der verschiedenen
Unterdrückten einzugehen, insbesondere wenn es zwischen ihren privilegierten AnführerInnen, die
um begrenzte Ressourcen kämpfen, Reibungen gibt. Harris wurde zum großen Teil als Belohnung
für den loyalsten Wahlblock gewählt, den die DemokratInnen im Laufe der Jahre hatten, nämlich
ältere Schwarze und vor allem ältere schwarze Frauen. Ihre persönliche Geschichte zeigt jedoch,
dass sie mit dem Hintergrund der ArbeiterInnenklasse und den Kämpfen der meisten schwarzen
Frauen, an die sie sich wenden soll, wenig gemeinsam hat.

Es ist ironisch, dass sich die DemokratInnen während eines Jahres massiver sozialer Unruhen gegen
den Polizeiterror gegen Schwarze jemanden ausgesucht haben, dessen berufliche Laufbahn als
Anwältin den größten Teil ihrer Zeit als Staatsanwältin auf lokaler oder staatlicher Ebene verbracht
hat. Kamala Harris tritt bis in die Knochen für das Polizeiwesen ein. In ihrem 2009 erschienenen
Buch „Effektiv gegen das Verbrechen“ rief sie zu mehr Polizei auf und behauptete, dass „praktisch
alle gesetzestreuen BürgerInnen sich sicherer fühlen, wenn sie sehen, dass PolizistInnen auf Streife
gehen“ und dass „Polizeikräfte ein beruhigendes Zeichen für das Engagement einer Gemeinschaft
für Ordnung, Ruhe und Sicherheit sind“.

Natürlich sagte sie in diesem Jahr, als der Wind in die entgegengesetzte Richtung wehte, dass die
Idee, dass „mehr Polizei auf den Straßen mehr Sicherheit schafft, einfach falsch ist“, und nannte die
„Black Lives Matter“-Bewegung (BLM) „die HeldInnen unserer Zeit“. Die DemokratInnen ließen
auch die Familie von George Floyd auf einem Konventsvideo erscheinen, um die Opfer rassistischer
Gewalt zu ehren und eine Schweigeminute einzulegen. Aber an einer anderen Stelle „balancierten“
sie dies aus, indem sie PolizistInnen ehrten, die in Ausübung ihrer Pflicht gefallen waren und
offensichtlich die guten Äpfel im Korb waren, und sie zeigten ein Video von PolizistInnen, die BLM-
DemonstrantInnen umarmten. Tatsächlich ist so etwas eine Beleidigung für die BLM-Bewegung.

Es stimmt, dass Harris selbst ein Objekt des Bullenhasses ist, seit sie 2004, als San Franciscos
Bezirksstaatsanwältin, als ein Polizeibeamter, Isaac Espinoza, von einem Bandenmitglied mit einem
Sturmgewehr getötet wurde, sagte, dass sie die Todesstrafe für den Mörder nicht einfordern würde.
Danach kehrten ihr die PolizistInnen bei aufeinanderfolgenden Pride-Paraden in der Stadt
demonstrativ den Rücken zu. Zweifellos wird die Trump-Kampagne ihre „Anti Cop“-Akte in der
kommenden Kampagne mit all dem zusätzlichen Gift, das sie für Schwarze und Frauen reserviert
hat, ausrollen.

Es stimmt zwar, dass sie sich auch, zumindest verbal, bemüht hat, die harte Kante des Gesetzes für
die ArbeiterInnenklasse und die Unterdrückten abzustumpfen, aber ein Blick in ihre Akte zeigt
deutlich, dass, auch wenn sie manchmal das Wort ergreift, der Weg, den sie geht, allzu oft der
gegenwärtigen rechtlichen Machtstruktur entgegenkommt. Nur ein paar Beispiele aus ihrer
Karriere:



Während sie als Staatsanwältin darüber sprach, die Todesstrafe nicht zu unterstützen,
hat sie es versäumt, nicht nur ein, sondern zwei getrennte Volksabstimmungen in
Kalifornien zu befürworten, um die Todesstrafe zu abzuschaffen.

Sie unterstützte die Kriminalisierung von Eltern aus der ArbeiterInnenklasse (meist
Schwarze und Latinos), deren Kinder die Schule schwänzten.

Sie lehnte es ab, 2014 und 2015 Ermittlungen über die Erschießung schwarzer
Menschen durch die Polizei anzuordnen, und dann, ebenfalls 2015, versäumte sie es,
einen Gesetzentwurf in der kalifornischen Legislative mitzutragen, der eine/n
Sonderstaatsanwalt(-anwältin mit der Untersuchung der polizeilichen Anwendung
tödlicher Gewalt beauftragt hätte.

Sie widersetzte sich zunächst einem DNA-Test, der einen Mann aus dem Todestrakt
hätte holen können, obwohl sie, nachdem die New York Times den Fall aufgedeckt
hatte, ihre Position änderte.

Sie sprach sich gegen die Freilassung gewaltloser Gefangener aus kalifornischen
Gefängnissen aus und argumentierte über ihre AnwältInnen, dass die Gefängnisse
dadurch einen wichtigen Arbeitskräftepool verlieren würden, weil sie die zahlreichen
kalifornischen Waldbrände, die jedes Jahr auftreten, auslöschten; in Wirklichkeit
befürwortete sie SklavInnenarbeit für einen gefährlichen Beruf.

Während ihrer Kandidatur für den Senat und die Präsidentschaft hat sie auch
opportunistische politische Entscheidungen getroffen, wie zum Beispiel, dass sie
zunächst Gesundheitsversorgung für alle fördert und sich dann von dieser
Unterstützung zurückzieht.

Wie auch immer der politische Wind weht, sie setzt ihre Segel in diese Richtung, um ihre Karriere
voranzubringen. Zu erwarten, dass Kamala Harris auf der Seite der ArbeiterInnenklasse steht, ist
eine Übung in (Selbst)Täuschung. Kamala wird auf Kamalas Seite stehen, und das bedeutet auf der
Seite der herrschenden Klasse. Und zwar immer.

Aber der Schein ist das Wichtigste für die demokratische Führung. Sie denkt, dass ein/e
demokratische/r KandidatIn für das Amt des/r PräsidentIn oder VizepräsidentIn im Jahr 2020 nur
„nicht Trump“ sein muss. Dann will sie, dass das Team so viele der „Identitäts“-Kästchen wie
möglich für die Linke erfüllt und gleichzeitig republikanische Anti-Trump-WählerInnen mit einer
gemäßigten, ja konservativen Politik anlockt.

Anhaltende Unterdrückung und Verdrängung von
Meinungsverschiedenheiten

Die Ersetzung von Trump and Pence durch Biden und Harris wird nur für eine Minderheit der
Bevölkerung der Vereinigten Staaten einen Unterschied ausmachen. Natürlich werden beide sich
nicht Trumps grundlosen rassistischen und frauenfeindlichen Beleidigungen hingeben. Bourgeoise
Persönlichkeiten, die die „Normalität“ der neoliberalen Weltsicht der letzten vier Jahrzehnte
repräsentieren, werden in Washington, DC, wieder in den Vordergrund treten. Die BürokratInnen
und das obere und mittlere Management, oft TechnokratInnen genannt, die diese Elite unterstützen,
werden ihren Einfluss und Zugang zur Macht zurückgewinnen und einen Teil des Reichtums, der
durch die Politik des globalen Kapitalismus erzeugt wurde.



Selbst wenn die von Trump repräsentierte „Neue Weltunordnung“ des Rechtspopulismus aus den
internationalen Angelegenheiten verschwindet, wird die Dämonisierung anderer imperialer
Weltzentren wie Russland und China und regionaler Mächte wie des Iran mit Kriegen, die nur einen
Schuss entfernt sind, nicht aufhören. Sie könnte sogar zunehmen. Biden verkörpert keinen
fundamentalen Unterschied zu Trump, wenn es darum geht, Amerikas „Größe“ gegenüber seinen
RivalInnen wieder zu behaupten. Was man über Trumps Populismus sagen kann, ist, dass er mit
einer gehörigen Portion Isolationismus einherging. Trotz seines Getöses hat er in den vier Jahren
seiner Amtszeit das militärische Abenteurertum der Vereinigten Staaten nicht wesentlich
ausgeweitet, während demokratische Präsidenten die USA in eine Reihe von Kriegen geführt haben.

Für die Mehrheit der ArbeiterInnenklasse wird sich jedoch nicht viel ändern. MigrantInnen werden
weiterhin wie unter Obama inhaftiert und deportiert werden. Schwarze werden weiterhin durch
Polizeiterror getötet werden, ohne dass dies für die StaatsterroristInnen nennenswerte Folgen hätte.
Es werden weiterhin Sparmaßnahmen gefordert werden, um die Verluste der „systemrelevanten“-
BankerInnen und Finanziers und die Kosten des SARS-CoV-2-Virus zu decken. Die Stagnation der
Löhne und Sozialleistungen und die Angriffe auf die Rechte der ArbeiterInnenschaft, insbesondere
auf das Vereinigungsrecht, werden weitergehen.

Die „Erholung“ von den Folgen der gegenwärtigen und kommenden „Größeren Rezession“ wird für
die ArbeiterInnenklasse nur langsam bis gar nicht stattfinden, während die herrschende Klasse
weiterhin durch unsere Steuern und durch die Druckmaschinen der Regierung geschützt sein wird.
Die Obdachlosigkeit wird zunehmen, wenn die Wirtschaft absäuft, MieterInnen aus ihren Häusern
geworfen werden und Hypotheken verfallen.

Das Militär wird weiterhin einen großen Teil des Bundeshaushalts auffressen, während
Gesundheitsversorgung für alle von gewählten VertreterInnen, die mit Wahlkampfbeiträgen bezahlt
werden, einer „Analyse“ unterzogen wird, um das derzeitige „gewinnorientierte“ Gesundheitssystem
zu schützen. Kurz gesagt, die Unterdrückung, die für die meisten von uns eine Tatsache des Lebens
im Kapitalismus ist, wird in rasantem Tempo weitergehen.

BundesbeamtInnen in Portland, Seattle, Chicago und anderen Städten sind gewaltsam mit
DemonstrantInnen zusammengestoßen, haben Protestierende in fragwürdiger Weise von der Straße
entführt und die Überwachung der AnführerInnen von Protesten gegen soziale Ungerechtigkeit in
Absprache mit örtlichen PolizeibeamtInnen und PolitikerInnen verstärkt. Zwar ist es
unwahrscheinlich, dass ein/e DemokratIn im Weißen Haus zu einem solch unverhohlenen Gebrauch
von Exekutivbefehlen greift, aber es war keine Verirrung, dass die Besetzungsproteste 2012 (Occupy
Movement) von demokratischen BürgermeisterInnen unter einem demokratischen Präsidenten und
einer demokratischen Verwaltung niedergeschlagen wurden. Biden wird sich auch nicht mit den
eigentlichen Ursachen der polizeilichen Straflosigkeit befassen.

Seit der Großen Rezession hat der Kapitalismus gezeigt, dass er keine Antworten auf die Probleme
hat, die uns bedrängen. Die Covid-19-Krise, zusammen mit Trumps Rechtspopulismus, hat viele von
ihnen beschleunigt. Diese Situation trifft auf beide Parteien der Bourgeoisie zu. Die herrschende
Klasse ist gespalten zwischen einer Gruppe, die eine eiserne Faust fordert, um ihr Vermögen zu
schützen, und einer Gruppe, die sich nach dem Globalismus von Bush und Obama sehnt, einen
Samthandschuh über der eisernen Faust. Keine von beiden kann behaupten, für die große Mehrheit
zu sprechen, die im letzten Jahrzehnt und darüber hinaus so viel verloren hat.

Doch während die herrschende Klasse beweist, dass sie nicht weiterhin in der gleichen Weise wie in
der Vergangenheit regieren kann, beweisen die ArbeiterInnenklasse und die Unterdrückten in den
USA, dass sie sich weigern, sich wie in der Vergangenheit regieren zu lassen. Das ist die Definition
einer vorrevolutionären Situation an sich.



Ungeachtet der übertriebenen Behauptung, die Wahl der Demokratischen Partei käme einer
Abstimmung gleich, um das Land vor dem Autoritarismus und dem „Faschismus“ von Trump zu
„retten“, wird die Wahl von Joe Biden und Kamala Harris für den Rest von uns nichts Wesentliches
genug ändern. Eine Abstimmung für Biden ist keine Entscheidung für „Veränderung“, außer in der
kürzesten und oberflächlichsten Bedeutung des Wortes. Es ist der Höhepunkt jahrzehntelanger
Abstimmungen über das „kleinere Übel“. Im Falle eines Sieges könnte es sogar die Trump-
Bewegung wütend machen, wenn sie behauptet, dass sie ausgeraubt wurde, und diese sich zu einer
echten faschistischen Organisation entwickeln, die die ArbeiterInnen und die rassisch
Unterdrückten, die für ihre Rechte kämpfen, angreift.

Die wichtige Lektion ist, auf der Straße zu bleiben, egal wer im November gewinnt. Organisiert und
vereint die verschiedenen Widerstandsfronten, brecht die Gewerkschaften, die sozialen
Bewegungen, Frauen, schwarze, lateinamerikanische und asiatische Jugendliche von der
Demokratischen Partei hinweg und organisiert eine ArbeiterInnenpartei, um unsere
Klasseninteressen zu vertreten. Unsere Aktionen und nicht unsere Stimmen sind das Einzige, was
uns retten kann. Und das ist keine Übertreibung, das ist eine harte Tatsache. Bleibt stark,
GenossInnen!


